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Grundordnung der Dualen Hochschule Baden-Württemberg 

(DHBW Grundordnung) 

 

vom 01. Oktober 2026 

 

Aufgrund von § 8 Absatz 4 Satz 1 des Gesetzes über die Hochschulen in Baden-Württemberg (Lan-

deshochschulgesetz – LHG) in der Fassung vom 1. April 2014 (GBl. S. 99), das zuletzt durch Arti-

kel 5 des Gesetzes zur Änderung des Universitätsklinika-Gesetzes und anderer Gesetze vom 

11. Dezember 2025 (GBl. 2025 Nr. 139) geändert worden ist, hat der Senat der Dualen Hochschule 

Baden-Württemberg (DHBW) nach § 19 Absatz 1 Satz 2 Nummer 12 LHG am 30. Juni 2026 die 

nachfolgende Satzung beschlossen. Der Aufsichtsrat der DHBW hat gemäß § 20 Ab-

satz 1 Satz 4 Nummer 10 LHG am 23. Juli 2026 zur Grundordnung Stellung genommen und zu 

§ 16 Absatz 2 sein Einvernehmen erteilt. Das Ministerium für Wissenschaft, Forschung und Kunst 

hat gemäß § 8 Absatz 4 Satz 2 LHG mit Schreiben vom 14. September 2026 (MWK44-7323-62/6/7) 

dieser Grundordnung zugestimmt. 
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Präambel 

 

Die Duale Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) ist eine landesweite Hochschule mit Standor-

ten im gesamten Land. Dualität und Regionalität bilden den Kern ihres Selbstverständnisses. Die 

mitgliedschaftliche Stellung der Dualen Partner begreift die DHBW als fortwährende Bereicherung 

und Chance der Weiterentwicklung.  

Die DHBW sieht ihre vornehmste Aufgabe in einer qualitätsgesicherten Ausbildung ihrer Studieren-

den in allen Bachelor- und Masterstudiengängen. Alle Mitglieder, Organe, Gremien und die Verwal-

tung der DHBW bekennen sich zu den gemeinsamen Zielen für Lehre, Forschung und Weiterbil-

dung, wie sie auch im Leitbild der DHBW niedergelegt sind. Sie nehmen ihre Aufgaben und Kom-

petenzen im Mehrebenensystem von Hochschulleitung und Fakultäten, organisiert in Studienaka-

demien und nach Fakultätsarten, wahr. Die gemeinsame Arbeit bei der Verfolgung der Ziele der 

DHBW ist durch ein vertrauensvolles Zusammenwirken aller Akteurinnen und Akteure geprägt. 

Die akademischen Einheiten in Fakultäten, Fakultätsarten und Überörtlichen Fakultätsräten stellen 

ein zentrales Strukturelement der DHBW dar. Ihre Rolle ist im Zusammenspiel mit dem Präsidium 

und den Studienakademien vor Ort vom Geist gemeinsamer Zielerreichung, der Entwicklung und 

Durchführung zukunftsfähiger wissenschaftlicher Ausbildung und Forschung bestimmt. 
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I.  ALLGEMEINES 

§ 1  Rechtsnatur und Aufgaben der DHBW 

(1) 1Die Duale Hochschule Baden-Württemberg (DHBW) ist eine rechtsfähige Körperschaft des 

öffentlichen Rechts und zugleich staatliche Einrichtung des Landes Baden-Württemberg. 2Sie hat 

ihren Sitz in Stuttgart. 

(2) Die DHBW vermittelt durch die Verbindung des Studiums an der Studienakademie und dem 

Center for Advanced Studies der DHBW (DHBW CAS) mit den Praxisphasen bei den beteiligten 

Dualen Partnern (duales System) die Fähigkeit zu selbstständiger Anwendung und Weiterentwick-

lung wissenschaftlicher Erkenntnisse und Methoden in der Berufspraxis; insbesondere betreibt sie 

im Zusammenwirken mit den Dualen Partnern auf die Erfordernisse des dualen Studiums bezogene 

Forschung (kooperative Forschung); im Rahmen ihrer Aufgaben betreibt sie Weiterbildung. 

(3) Die englischsprachige Bezeichnung der DHBW lautet „Baden-Wuerttemberg Cooperative 

State University“. 

 

§ 2  Gliederung der DHBW 

(1) Die DHBW unterteilt sich in eine zentrale Ebene und in eine dezentrale Ebene.  

(2) Die zentrale Ebene besteht aus dem Rektorat, das die Bezeichnung „Präsidium der Dualen 

Hochschule Baden-Württemberg (Präsidium der DHBW)“ führt, dem Senat und dem Hochschulrat.  

(3) 1Die dezentrale Ebene besteht aus Fakultäten und Studienakademien. 2Die Fakultäten sind 

die organisatorischen Grundeinheiten der DHBW. 3Sie sind Fakultätsarten zugeordnet und an ein-

zelnen Studienakademien eingerichtet oder studienakademieübergreifend organisiert. 4Die Studi-

enakademien bilden die örtliche Organisation der DHBW.  

 

§ 3  Fakultätsarten 

1An der DHBW gibt es folgende Fakultätsarten: 

1. Fakultätsart Wirtschaft, 

2. Fakultätsart Technik und Informatik, 

3. Fakultätsart Sozialwesen und 

4. Fakultätsart Gesundheit. 

2Das Nähere zur Zuordnung der Fakultäten zu den Fakultätsarten regelt § 4. 
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§ 4  Fakultäten 

(1) Die folgenden Fakultäten sind der Fakultätsart Wirtschaft zugeordnet: 

1. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Heidenheim, 

2. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Heilbronn, 

3. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Karlsruhe, 

4. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Lörrach, 

5. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Mannheim, 

6. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Mosbach, 

7. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Ravensburg, 

8. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Stuttgart und 

9. Fakultät Wirtschaft an der Studienakademie Villingen-Schwenningen. 

(2) Die folgenden Fakultäten sind der Fakultätsart Technik und Informatik zugeordnet: 

1. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Heidenheim, 

2. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Karlsruhe, 

3. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Lörrach, 

4. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Mannheim, 

5. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Mosbach, 

6. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Ravensburg und 

7. Fakultät Technik und Informatik an der Studienakademie Stuttgart. 

(3) Die folgenden Fakultäten sind der Fakultätsart Sozialwesen zugeordnet: 

1. Studienakademieübergreifende Fakultät Sozialwesen an den Studienakademien Hei-

denheim und Heilbronn mit Sitz in Heidenheim, 

2. Fakultät Sozialwesen an der Studienakademie Stuttgart und 

3. Fakultät Sozialwesen an der Studienakademie Villingen-Schwenningen 

(4) Die folgende Fakultät ist der Fakultätsart Gesundheit zugeordnet: 

Studienakademieübergreifende Fakultät Gesundheit an den Studienakademien Heiden-

heim, Heilbronn, Karlsruhe, Lörrach, Mosbach und Stuttgart mit Sitz in Stuttgart.  

 

§ 5  Studienakademieübergreifende Fakultät 

(1) 1Die studienakademieübergreifende Fakultät nach § 22 Absatz 2 Satz 4 LHG ist eine Fakul-

tät, die sich aus Mitgliedern nach § 22 Absatz 3 LHG derselben Fakultätsart aus mindestens zwei 
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Studienakademien zusammensetzt. 2Der Sitz der studienakademieübergreifenden Fakultät ist die 

Studienakademie mit den meisten Planstellen im Fachgebiet. 3Die Dekanin oder der Dekan ist nur 

Mitglied des Örtlichen Rektorats dieser Studienakademie. 

(2) 1Die Einrichtung, Änderung oder Auflösung einer studienakademieübergreifenden Fakultät 

nach Absatz 3 bis 5 erfolgt durch eine Regelung in der Grundordnung. 2Antragsberechtigt sind die 

Mitglieder des Senats. 3Vor der Grundordnungsänderung zur Einrichtung, Änderung oder Auflösung 

einer studienakademieübergreifenden Fakultät ist den Überörtlichen Fakultätsräten, den Örtlichen 

Rektoraten der Studienakademien sowie den Fakultätsräten aller Fakultäten Gelegenheit zur Stel-

lungnahme zu geben. 4§ 22 Absatz 2 Sätze 3 und 4 LHG bleiben unberührt. 

(3) 1Wird an einer Studienakademie eine Planstelle für Professorinnen und Professoren in einer 

Fakultätsart eingerichtet, an der die erforderliche Mindestzahl von 16 Planstellen für Professorinnen 

und Professoren für eine Fakultät in dieser Fakultätsart nicht erreicht wird, ist eine Grundordnungs-

änderung zur Einrichtung einer studienakademieübergreifenden Fakultät nach Absatz 2 einzuleiten. 
2Dies gilt auch, wenn durch den Wegfall von Planstellen für Professorinnen und Professoren an 

einer Fakultät die erforderliche Mindestzahl von 16 für eine Fakultät unterschritten wird. 

(4) Eine Änderung einer studienakademieübergreifenden Fakultät kann insbesondere erfolgen, 

sobald die erforderliche Mindestzahl von 16 Planstellen für Professorinnen und Professoren der 

betreffenden Fakultätsart an einer Studienakademie erreicht wird oder Planstellen für Professorin-

nen und Professoren an weiteren Studienakademien hinzukommen. 

(5) Die Auflösung einer studienakademieübergreifenden Fakultät kann insbesondere erfolgen, 

sobald die erforderliche Mindestzahl von 16 Planstellen für Professorinnen und Professoren an je-

der beteiligten Studienakademie der betreffenden Fakultätsart erreicht wird. 

(6) In den Bestimmungen zur Änderung der Grundordnung nach Absatz 2 Satz 1 werden zu-

gleich Übergangsregelungen dazu getroffen, wie die Mitwirkung in den Gremien der DHBW nach 

Einrichtung, Änderung oder Auflösung der studienakademieübergreifenden Fakultät erfolgt. 

 

§ 6  Studienakademien 

(1) 1Die Studienakademien sind rechtlich unselbstständige örtliche Untereinheiten der DHBW. 
2Sie stärken durch den örtlichen Zusammenschluss von Fakultäten die regionale Verankerung der 

DHBW. 3Das Örtliche Rektorat und der Örtliche Hochschulrat bieten dabei die strukturelle Basis für 

interdisziplinäre Kooperationen an den Standorten. 

(2) Die Studienakademien an der DHBW sind: 

1. die Studienakademie Heidenheim, 

2. die Studienakademie Heilbronn, 

3. die Studienakademie Karlsruhe, 

4. die Studienakademie Lörrach, 
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5. die Studienakademie Mannheim, 

6. die Studienakademie Mosbach mit der Außenstelle Bad Mergentheim, 

7. die Studienakademie Ravensburg mit der Außenstelle Friedrichshafen, 

8. die Studienakademie Stuttgart mit der Außenstelle Horb und 

9. die Studienakademie Villingen-Schwenningen. 

 

§ 7  Mitgliedschaft und Mitwirkung; Wahlen 

(1) 1Mitglieder der DHBW sind die in § 9 Absatz 1 Sätze 1, 2 und 5 LHG genannten Personen 

sowie die Dualen Partner nach § 9 Absatz 1 Satz 6 LHG. 2Die Studierenden sind in einem Studien-

gang der DHBW eingeschrieben, dessen Durchführung der Fakultät obliegt; sie nehmen ihre Mit-

gliedschaftsrechte in den Fakultäten, den Überörtlichen Fakultätsräten, den Studienkommissionen, 

den zentralen Gremien der DHBW und an den Studienakademien wahr. 3§ 36 Absatz 1 bleibt un-

berührt. 

(2) Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren, Gastprofessorinnen und Gastprofessoren, 

im Ruhestand befindliche Professorinnen und Professoren sowie Ehrensenatorinnen und Ehrense-

natoren sind nicht wahlberechtigt und nicht wählbar. 

(3) 1Wer an der DHBW tätig ist, ohne ihr Mitglied zu sein, ist Angehörige oder Angehöriger der 

DHBW nach § 9 Absatz 4 Satz 1 LHG. 2Zu den Angehörigen zählen auch Studierende im Kontakt-

studium sowie Personen, die an der DHBW oder einer ihrer Vorgängereinrichtungen ihr Studium 

erfolgreich abgeschlossen haben (Alumni). 

(4) 1Angehörige haben das Recht zur Nutzung der Einrichtungen der DHBW nach Maßgabe der 

jeweiligen Benutzungsordnung. 2Sie haben unbeschadet der Regelung des § 9 Ab-

satz 4 Satz 4 Halbsatz 1 LHG und Absatz 5 keine Mitwirkungsrechte und Mitwirkungspflichten in 

der akademischen Selbstverwaltung. 

(5) Wer an der DHBW nicht hauptberuflich im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 3 LHG und nicht nur 

vorübergehend im Sinne des § 9 Absatz 1 Satz 4 LHG, aber in einem Umfang tätig ist, der wenigs-

tens einem Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit oder einem Viertel des durchschnittlichen Umfangs 

der Dienstaufgaben des entsprechenden vollbeschäftigten Personals entspricht, besitzt das aktive 

und passive Wahlrecht. 

(6) 1Eine Wahlberechtigte oder ein Wahlberechtigter, die oder der mehreren Wählergruppen an-

gehört, ist nur in einer Wählergruppe wahlberechtigt. 2Die Wahlberechtigung bestimmt sich nach 

der Reihenfolge der in § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummern 1 bis 5 LHG aufgeführten Grup-

pen, es sei denn, die oder der Wahlberechtigte hat erklärt, dass sie oder er ihr oder sein Wahlrecht 

in einer anderen Gruppe ausüben möchte. 3Das Nähere regelt die Wahlordnung der DHBW.  

(7) Die Abstimmung, die Ermittlung des Wahlergebnisses, die Wahlprüfung sowie die weiteren 

Einzelheiten des Wahlverfahrens und der Abwahlverfahren nach §§ 18a, 24a und 27d LHG ein-

schließlich Briefwahl regeln die Wahlordnung und die Abwahlordnung der DHBW. 
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(8) Sofern die DHBW oder eine ihrer organisatorischen Einheiten, insbesondere eine Studien-

akademie oder eine Hochschuleinrichtung, auch Dualer Partner nach § 65c LHG ist, sind deren 

Vertreterinnen und Vertreter nicht wahlberechtigt und nicht wählbar für die Gruppe der Dualen Part-

ner in Gremien der DHBW. 

(9) 1Die Mitgliedergruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummern 1 bis 5 LHG kön-

nen Versammlungen bilden. 2Die Rechte und Pflichten der Verfassten Studierendenschaft bleiben 

unberührt. 

 

§ 8  Kooptation von Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 

(1) Um die Zusammenarbeit über Fächergrenzen hinweg zu fördern, können Hochschullehre-

rinnen und Hochschullehrer in anderen Fakultäten aufgenommen werden (Kooptation). 

(2) 1Die Kooptation nach § 22 Absatz 4 Satz 2 LHG bedarf der Zustimmung des Fakultätsrats 

nach § 25 Absatz 1 Satz 2 Nummer 5 LHG. 2Die Kooptation von Hochschullehrerinnen und Hoch-

schullehrer einer anderen Hochschule erfolgt durch die Präsidentin oder den Präsidenten auf Vor-

schlag der Fakultät.  

(3) 1Eine Kooptation erfolgt für die Dauer von sechs Jahren. 2Eine wiederholte Verlängerung der 

Kooptation ist zulässig.  

(4) 1Kooptierte Mitglieder haben kein Wahlrecht für den Senat. 2Kooptierte Mitglieder aus der 

eigenen Hochschule haben das aktive und passive Wahlrecht für den Überörtlichen Fakultätsrat 

und den Fakultätsrat. 3Ein kooptiertes Mitglied kann als solches nicht zur Dekanin oder zum Dekan 

bestellt werden. 4§ 24 Absatz 3 Satz 1 letzter Halbsatz LHG bleibt unberührt. 

 

§ 9  Verfahrensangelegenheiten der Gremien 

Die DHBW erlässt zur Regelung ihrer Verfahrensangelegenheiten einschließlich der Einberufung 

und Durchführung von virtuellen Sitzungen (Online-Sitzungen) ihrer Gremien mit Ausnahme des 

Präsidiums der DHBW und des Hochschulrats der DHBW eine Rahmenverfahrensordnung als Sat-

zung nach § 10 Absatz 8 Satz 1 LHG. 

 

§ 10  Eilentscheidungsrecht, Übertragung von Entscheidungskompetenzen 

(1) 1In dringenden Angelegenheiten, deren Erledigung nicht bis zur nächsten Sitzung des Gre-

miums aufgeschoben werden kann, entscheidet die oder der Vorsitzende des Gremiums an dessen 

Stelle. 2Die Gründe für die Eilentscheidung und die Art der Erledigung sind den Mitgliedern des 

Gremiums unverzüglich mitzuteilen. 

(2) Einzelne Angelegenheiten können in einer vom Gremium beschlossenen Geschäftsordnung 

von dem Eilentscheidungsrecht ausgenommen werden. 
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(3) Das Eilentscheidungsrecht des Vorsitzenden des Hochschulrats nach § 20 Ab-

satz 6 Satz 6 LHG bleibt unberührt. 

 

§ 11  Amtszeiten von Gremienmitgliedern 

1Für die in dieser Grundordnung geregelten Gremien beträgt die Amtszeit der Studierenden ein Jahr 

und die der übrigen Mitglieder vier Jahre, sofern dies nicht in dieser Grundordnung anders geregelt 

ist. 2Die Amtszeit der gewählten Mitglieder der Gremien beginnt jeweils am 1. Oktober. 3Findet die 

Wahl nach dem festgelegten Amtszeitbeginn statt, so verkürzt sich die Amtszeit entsprechend. 

 

 

II.  ZENTRALE ORGANISATION DER DHBW 

§ 12  Zentrale Organe der DHBW  

Zentrale Organe der DHBW sind:  

1. das Präsidium der Dualen Hochschule Baden-Württemberg (Präsidium der DHBW), 

2. der Senat und 

3. der Hochschulrat. 

 

§ 13  Präsidium der DHBW 

(1) Das kollegiale Präsidium der DHBW leitet die DHBW.  

(2) 1Dem Präsidium der DHBW gehören hauptamtlich an: 

1. die Präsidentin oder der Präsident, 

2. zwei Vizepräsidentinnen oder Vizepräsidenten und 

3. die Kanzlerin oder der Kanzler. 

2Hinzu kommen ein nebenamtliches und ein nebenberufliches Präsidiumsmitglied, das jeweils die 

Bezeichnung „Vizepräsidentin“ oder „Vizepräsident“ führt. 3Das nebenberufliche Präsidiumsmitglied 

ist Angehörige oder Angehöriger der Dualen Partner nach § 65c LHG.  

(3) Das Präsidium der DHBW regelt auf Vorschlag der Präsidentin oder des Präsidenten seine 

Angelegenheiten in einer Geschäftsordnung nach § 16 Absatz 2 Satz 1 LHG. 

 

§ 14  Präsidialrat 

(1) Der Präsidialrat berät und unterstützt das Präsidium der DHBW in grundsätzlichen Angele-

genheiten der DHBW.  
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(2) Dem Präsidialrat gehören an:  

1. die Mitglieder des Präsidiums der DHBW,  

2. die Vorsitzenden der Überörtlichen Fakultätsräte, 

3. die Rektorinnen und Rektoren der Studienakademien, 

4. die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS und 

5. die Gleichstellungsbeauftragte. 

 

§ 15  Sprecherin oder Sprecher der Rektorinnen und Rektoren der Studienakademien 

1Die Rektorinnen und Rektoren der Studienakademien wählen aus ihrer Mitte jeweils eine Spreche-

rin oder einen Sprecher sowie eine erste und eine zweite Stellvertreterin oder einen ersten oder 

zweiten Stellvertreter. 2Die Amtszeit der Sprecherin oder des Sprechers der Rektorinnen und Rek-

toren und der zwei Stellvertreterinnen oder Stellvertreter der Studienakademien beträgt jeweils 

ein Jahr, beginnend jeweils am 1. Oktober. 3Findet die Wahl nach dem festgelegten Amtszeitbeginn 

statt, so verkürzt sich die Amtszeit entsprechend.  

 

§ 16  Wahl und Abwahl der Mitglieder des Präsidiums der DHBW 

(1) Die Wahl der hauptamtlichen Präsidiumsmitglieder erfolgt nach § 18 Absätze 1 bis 3 LHG. 

(2) 1Die Vorsitzende oder der Vorsitzende des Hochschulrats setzt eine Findungskommission 

nach § 18 Absatz 1 LHG zur Wahl eines hauptamtlichen Präsidiumsmitglieds ein. 2Dieser gehören 

an: 

1. die oder der Vorsitzende des Hochschulrats als Vorsitzende oder Vorsitzender der Fin-

dungskommission, 

2. zwei weitere Mitglieder des Hochschulrats, die vom Hochschulrat zu benennen sind, 

3. drei Mitglieder des Senats, die nicht dem Präsidium der DHBW angehören und vom 

Senat zu wählen sind. 

3Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Wissenschaftsministeriums nimmt beratend an den Sitzun-

gen der Findungskommission teil. 4Satz 3 gilt für die Gleichstellungsbeauftrage entsprechend, so-

fern sie nicht bereits als Mitglied des Senats mit Stimmrecht teilnimmt. 

(3) Die Wahl der nebenamtlichen und nebenberuflichen Präsidiumsmitglieder erfolgt nach 

§ 18 Absätze 5 und 6 LHG. 

(4) Die Abwahl von Mitgliedern des Präsidiums der DHBW durch Hochschullehrerinnen und 

Hochschullehrer erfolgt nach § 18a LHG. 2Die vorzeitige Beendigung des Amtes von hauptamtli-

chen Präsidiumsmitgliedern durch Hochschulrat, Senat und Wissenschaftsministerium erfolgt nach 

§ 18 Absatz 4 LHG. 3Die Abwahl von nebenamtlichen und nebenberuflichen Präsidiumsmitgliedern 

durch den Senat erfolgt nach § 18 Absatz 5 Satz 5 LHG in Verbindung mit § 18 Absatz 6 Satz 2. 



 

12 

 

§ 17  Senat 

(1) Dem Senat gehören folgende Mitglieder an: 

1. aufgrund von Wahlen als stimmberechtigte Mitglieder 

a) ein Mitglied jeder Studienakademie, das der Gruppe nach § 10 Ab-

satz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 LHG angehört und von den Mitgliedern dieser 

Gruppe an der Studienakademie nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu wäh-

len ist sowie jeweils ein weiteres Mitglied dieser Gruppe der Studienakademien 

Mannheim, Ravensburg, Mosbach und Karlsruhe, und zwei weitere Mitglieder die-

ser Gruppe der Studienakademie Stuttgart, die entsprechend zu wählen sind, 

b) zwei Mitglieder jeder Fakultätsart, die der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halb-

satz 1 Nummer 1 LHG angehören und von den Mitgliedern dieser Gruppe in der Fa-

kultätsart der DHBW nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu wählen sind,  

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Dualen Partner je Fakultätsart, die oder der 

von den verantwortlichen Personen der Fakultätsart nach § 65c LHG aus dem Kreis 

dieser Personen nach den Grundsätzen der Mehrheitswahl zu wählen ist, 

d) 15 Mitglieder der übrigen Gruppen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Num-

mern 2, 3 und 5 LHG, deren Vertreterinnen und Vertreter nach den Grundsätzen 

der Mehrheitswahl aus dem Kreis der Mitglieder der jeweiligen Gruppe direkt zu 

wählen sind, wobei sechs Mitglieder der Gruppe nach § 10 Absatz 1 Num-

mer 3 LHG angehören und die übrigen neun Vertreterinnen oder Vertreter der Grup-

pen nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummern 2 und 5 LHG als einer ge-

meinsamen Gruppe zu wählen sind, wobei mindestens ein Mitglied der Gruppe nach 

§ 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 2 LHG angehören muss, 

2. von Amts wegen als stimmberechtigte Mitglieder 

a) die Präsidentin oder der Präsident,  

b) die Kanzlerin oder der Kanzler und 

c) die Gleichstellungsbeauftragte, 

3. von Amts wegen als beratende Mitglieder  

a) diejenigen Mitglieder des Präsidiums der DHBW, die nicht unter Nummer 2 fallen, 

b) die Vorsitzenden der Überörtlichen Fakultätsräte, sofern sie dem Senat nicht als 

stimmberechtigte Wahlmitglieder angehören, 

c) die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS,  

d) die Sprecherin oder der Sprecher der Rektorinnen und Rektoren der Studienakade-

mien, sofern sie oder er dem Senat nicht als stimmberechtigtes Wahlmitglied ange-

hört; eine Stimmberechtigung besteht nur, sofern die Voraussetzungen der Zuge-

hörigkeit zur Hochschullehrergruppe nach § 10 Absatz 1 Nummer 1 LHG vorliegen, 
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e) sofern unter den Studierenden nach Nummer 1 Buchstabe d keine Vertreterin oder 

Vertreter der Studierenden des DHBW CAS gewählt ist, eine Studierende oder ein 

Studierender des DHBW CAS, die oder der von der Studierendenvertretung des 

DHBW CAS benannt wird.  

(2) Der Senat wählt aus seinen Mitgliedern zwei Mitglieder als Sprecherinnen oder Sprecher, 

die nicht dem Präsidium der DHBW angehören.  

(3) 1Schriftliche, elektronische oder in einer Sitzung des Senats gestellte mündliche Anfragen 

eines Mitglieds des Senats an das Präsidium der DHBW sind innerhalb von sechs Wochen gegen-

über den Senatsmitgliedern zu beantworten. 2Wenn die Bearbeitungsfrist voraussichtlich sechs Wo-

chen überschreitet, ist innerhalb dieser Frist eine Zwischennachricht zu erteilen. 3Die Zwischen-

nachricht hat insbesondere die Angabe zu enthalten, bis zu welchem Zeitpunkt die Beantwortung 

spätestens erfolgen wird. 

(4) 1Als beratender Ausschuss ist eine Gleichstellungskommission zur Beratung und Unterstüt-

zung der DHBW und der Gleichstellungsbeauftragten bei der Erfüllung des Gleichstellungsauftrags 

einzurichten. 2Die Gleichstellungsbeauftragte, die jeweiligen örtlichen Gleichstellungsbeauftragten 

und zwei Studierende sind stimmberechtigte Mitglieder in der Gleichstellungkommission. 3Das Nä-

here zu den in Satz 2 genannten studentischen Mitgliedern regelt die Organisationssatzung der 

Verfassten Studierendenschaft der DHBW. 4Die Stellvertretungen der örtlichen Gleichstellungsbe-

auftragten und eine Akademische Mitarbeiterin, die vom Senat benannt wird, sind beratende Mit-

glieder kraft Amtes in der Gleichstellungskommission. 5In die Gleichstellungskommission können 

auf Vorschlag der Gleichstellungsbeauftragten und mit Zustimmung des Senats weitere Mitglieder 

aufgenommen werden. 6Die Gleichstellungskommission ist über wesentliche Vorgänge zu unter-

richten, die ihren Aufgabenbereich berühren.  

 

§ 18  Hochschulrat 

(1) Der Hochschulrat besteht aus den Vorsitzenden der Örtlichen Hochschulräte und neun nach 

§ 20 Absatz 4 LHG auszuwählenden Mitgliedern. 

(2) 1Scheidet ein Mitglied des Hochschulrats vor Ablauf seiner Amtszeit aus, so kann ein neues 

Mitglied für den Rest der Amtsperiode nachbestellt werden. 2Ein Hochschulratsmitglied kann dem 

Hochschulrat nicht länger als zwölf Jahre angehören. 

(3) 1Der Findungskommission nach § 20 Absatz 4 Satz 1 LHG zur Auswahl der Mitglieder des 

Hochschulrats gehören die Sprecherinnen oder Sprecher des Senats sowie Vertreterinnen und Ver-

treter des Wissenschaftsministeriums an. 2Die Vertreterinnen und Vertreter des Wissenschaftsmi-

nisteriums führen in der Summe zwei Stimmen. 3Eine Vertreterin oder ein Vertreter des Hochschul-

rats nimmt beratend an den Sitzungen der Findungskommission teil. 4Satz 3 gilt für die Gleichstel-

lungsbeauftrage entsprechend, sofern sie nicht bereits als Mitglied des Senats mit Stimmrecht teil-

nimmt. 
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III.  DEZENTRALE ORGANISATION DER DHBW 

Teil 1  Dezentrale überörtliche Organisation 

 

§ 19  Überörtlicher Fakultätsrat 

(1) 1Für jede Fakultätsart wird ein Überörtlicher Fakultätsrat gebildet. 2Die Überörtlichen Fakul-

tätsräte sind für die studienakademieübergreifenden fachlichen Angelegenheiten der an der DHBW 

eingerichteten Fakultäten verantwortlich. 3Ihnen obliegen insbesondere die Aufgaben gemäß 

§ 25a Absatz 1 LHG. 

(2) Dem Überörtlichen Fakultätsrat gehören stimmberechtigt an: 

1. kraft Amtes 

a) die Dekaninnen und Dekane der Fakultäten, 

b) die Fachbereichsleiterin oder der Fachbereichsleiter des DHBW CAS und 

c)  die Gleichstellungsbeauftragte, 

2. aufgrund von Wahlen 

a) je Fakultät zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen 

und Hochschullehrer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 LHG, 

b) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der Akademischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 2 LHG, 

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der sonstigen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 5 LHG, 

d)  drei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Studierenden, 

e)  je Studienakademie, an der die jeweilige Fakultät Studiengänge durchführt, eine 

Vertreterin oder ein Vertreter der Dualen Partner und 

f)  so viele weitere Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Hochschullehrerinnen 

und Hochschullehrer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 LHG bis die 

Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die nach § 10 Ab-

satz 3 LHG erforderliche Mehrheit der Sitze erreicht. 

(3) 1Die Sitze nach Absatz 2 Nummer 2 Buchstabe f werden dabei absteigend den Studienaka-

demien mit den meisten Planstellen für Professorinnen und Professoren je Fakultät in der betref-

fenden Fakultätsart zugeteilt. 2Für die studienakademieübergreifende Fakultät gilt Satz 1 entspre-

chend für jede Studienakademie, an der die jeweilige studienakademieübergreifende Fakultät Stu-

diengänge durchführt. 

(4) 1Die hauptberuflichen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der Fakultäten der betref-

fenden Fakultätsart können an den Sitzungen des Überörtlichen Fakultätsrats beratend teilnehmen. 
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2Sofern unter den Studierenden nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe d keine Studierenden 

des DHBW CAS gewählt sind, kann eine Studierende oder ein Studierender eines Fachbereichs 

der jeweiligen Fakultätsart des DHBW CAS, die oder der von der Studierendenvertretung des 

DHBW CAS benannt wird, an den Sitzungen des Überörtlichen Fakultätsrats beratend teilnehmen. 

(5) 1Die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstaben a und f werden von den Mitglie-

dern der Fakultät nach Gruppen direkt gewählt. 2Die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 Num-

mer 2 Buchstaben b bis d werden von den Mitgliedern der Fakultäten der betreffenden Fakultätsart 

nach Gruppen direkt gewählt. 3Die Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe e werden 

von den Örtlichen Hochschulräten gewählt. 

(6) Die Überörtlichen Fakultätsräte wählen für die Dauer von vier Jahren aus ihrer Mitte jeweils 

eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden sowie eine Stellvertreterin oder einen Stellvertreter, von 

denen eine oder einer Hochschullehrerin oder Hochschullehrer und die oder der andere Vertreterin 

oder Vertreter eines Dualen Partners sein muss.  

(7) 1Besteht eine Fakultätsart nur aus einer studienakademieübergreifenden Fakultät nach 

§ 22 Absatz 2 Sätze 4 bis 7 LHG, besteht der Überörtliche Fakultätsrat abweichend von Absatz 2 

aus den Mitgliedern des Fakultätsrates nach § 28 Absatz 2, der Fachbereichsleiterin oder dem 

Fachbereichsleiter des DHBW CAS, je Studienakademie einer Vertreterin oder einem Vertreter der 

Dualen Partner sowie so vielen weiteren Vertreterinnen und Vertretern der Gruppe der Hochschul-

lehrerinnen und Hochschullehrer nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 1 LHG bis die 

Gruppe der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer die nach § 10 Absatz 3 LHG erforderliche 

Mehrheit der Sitze erreicht. 2Absatz 3 Satz 2 gilt entsprechend. 3Hat die Fakultät für die laufende 

Amtszeit einen Großen Fakultätsrat nach § 28 Absatz 4 eingerichtet, bleibt für die Zusammenset-

zung des Überörtlichen Fakultätsrats die Zusammensetzung des Fakultätsrats nach § 28 Absatz 2 

maßgeblich. 

 

§ 20  Studienkommissionen 

(1) Der Überörtliche Fakultätsrat bestellt für die mit Lehre und Studium zusammenhängenden 

Aufgaben eine oder mehrere Studienkommissionen je Fakultätsart.  

(2) 1Der Überörtliche Fakultätsrat bestimmt über die Zuständigkeit einer Studienkommission für 

einzelne Studiengänge. 2Sofern auch Masterstudiengänge in die Zuständigkeit einer Studienkom-

mission fallen, sollen Mitglieder nach Absatz 4 Satz 1 Nummern 3 und 4 sowohl aus den Bachelor- 

als auch aus den Masterstudiengängen benannt werden. 3Über die Zuordnung einer Studienkom-

mission zu einer oder mehreren Fakultätsarten entscheidet bei fakultätsartübergreifenden Studien-

kommissionen das Präsidium der DHBW.  

(3) Zu den Aufgaben der Studienkommission gehört es insbesondere, Empfehlungen zur Wei-

terentwicklung von Gegenständen und Formen des Studiums sowie zur Verwendung der für Stu-

dium und Lehre vorgesehenen Mittel zu erarbeiten und an der Evaluation der Lehre nach § 5 LHG 

unter Einbeziehung studentischer Veranstaltungskritik mitzuwirken. 
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(4) 1Mitglieder einer Studienkommission sind: 

1. eine Studiendekanin oder ein Studiendekan, 

2. eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer je betroffener Studienakademie; bei 

der studienakademieübergreifenden Fakultät ist betroffene Studienakademie jede, die 

Studienangebote der studienakademieübergreifenden Fakultät durchführt, 

3. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Dualen Partner und 

4. vier Studierende, von denen eine oder einer Mitglied des Überörtlichen Fakultätsrats 

sein soll und die übrigen von den studentischen Mitgliedern im Überörtlichen Fakultäts-

rat vorgeschlagen werden. 

2Der Überörtliche Fakultätsrat kann, zusätzlich zu den Mitgliedern nach Satz 1, bis zu vier weitere 

Studiendekaninnen oder Studiendekane oder Hochschullehrerinnen oder Hochschullehrer oder 

Akademische oder sonstige Mitarbeiterinnen oder Mitarbeiter der Fakultät bestellen, insbesondere 

um weitere Perspektiven wie die der Masterstudiengänge zu repräsentieren. 

(5) Der Überörtliche Fakultätsrat wählt eine Hochschullehrerin oder einen Hochschullehrer je-

weils als Vorsitzende oder Vorsitzenden und stellvertretende Vorsitzende oder stellvertretenden 

Vorsitzenden der Studienkommission.  

 

§ 21  Kommission für Qualitätssicherung  

(1) 1Der dem Präsidium der DHBW zugeordneten Kommission für Qualitätssicherung nach 

§ 20a LHG in Verbindung mit § 5 LHG obliegen insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Beratung der Organe der DHBW und der Studienakademien in Fragen der Qualität der 

Praxisphase bei den Dualen Partnern und der Studiengänge, 

2. Abgabe von Empfehlungen, die sich insbesondere auf das Prüfungswesen, die akade-

mischen Standards und die landesweite Qualitätssicherung erstrecken und 

3. Beteiligung an der Einrichtung, Gestaltung und Umsetzung eines Qualitätsmanagement-

systems zur Sicherung einer hohen Qualität und Leistungsfähigkeit unter der Gesamt-

verantwortung des Präsidiums der DHBW, das auch die Weiterbildung umfasst. 

2Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben arbeitet die Kommission für Qualitätssicherung mit den Überörtli-

chen Fakultätsräten eng zusammen. 3Sie unterstützt die Studiendekaninnen und Studiendekane, 

die Studienkommissionen und die Fakultäten bei ihrem hochschulübergreifenden Austausch zu 

qualitätsrelevanten Fragestellungen. 

(2) Der Kommission für Qualitätssicherung gehören an:  

1. ein Mitglied des Präsidiums der DHBW, das von diesem zu bestellen ist und den Vorsitz 

in der Kommission für Qualitätssicherung führt, 

2. die Vorsitzenden der Überörtlichen Fakultätsräte, 
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3. die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS, sofern dieser keine andere Vertreterin oder 

Vertreter bestellt hat, die oder der geeignet ist, alle Fachbereiche des DHBW CAS zu 

vertreten,  

4. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer ge-

mäß § 19 Absatz 2 Nummer 1 Buchstaben a und b und Nummer 2 Buchstabe a jedes 

Überörtlichen Fakultätsrats, die oder der von diesem zu bestellen ist, 

5. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Dualen Partner jedes Überörtlichen Fakultätsrats, 

die oder der von diesem zu bestellen ist, 

6. eine Vertreterin oder ein Vertreter der Studierenden jedes Überörtlichen Fakultätsrats, 

die oder der von diesem zu bestellen ist, 

7. die Gleichstellungsbeauftragte.  

(3) Die Kommission für Qualitätssicherung wählt für die Dauer von vier Jahren aus ihrer Mitte 

eine stellvertretende Vorsitzende oder einen stellvertretenden Vorsitzenden aus der Gruppe der 

Vertreterinnen und Vertreter der Dualen Partner. 

 

Teil 2  Dezentrale örtliche Organisation 

 

§ 22  Leitung und Organe der Studienakademien  

1Das Präsidium der DHBW wird an jeder Studienakademie von einer Rektorin oder einem Rektor 

der Studienakademie vertreten. 2Sie oder er nimmt an der Studienakademie die ihr oder ihm durch 

das LHG oder das Präsidium der DHBW übertragenen Aufgaben wahr.  3Bei der Aufgabenerfüllung 

berücksichtigt sie oder er die überörtlichen Belange der DHBW. 4Organe einer Studienakademie 

sind das Örtliche Rektorat, die Dekanate, die Fakultätsräte und der Örtliche Hochschulrat. 

 

§ 23  Örtliches Rektorat der Studienakademie 

(1) 1Das Örtliche Rektorat unterstützt die Rektorin oder den Rektor der Studienakademie bei der 

Wahrnehmung deren oder dessen Aufgaben. 2Das Örtliche Rektorat erfüllt seine Aufgaben unter 

Berücksichtigung der überörtlichen Belange der DHBW.  3Zu den Aufgaben des Örtlichen Rektorats 

gehören insbesondere die Aufgaben gemäß § 27b Absatz 3 LHG. 

(2) 1Die Rektorin oder der Rektor der Studienakademie, die Dekaninnen und Dekane sowie die 

Leiterinnen oder Leiter einer Außenstelle einer Studienakademie bilden zusammen das Örtliche 

Rektorat. 2Die Rektorin oder der Rektor der Studienakademie leitet das Örtliche Rektorat. 3Dem 

Örtlichen Rektorat gehört die örtliche Leiterin oder der örtliche Leiter der Verwaltung mit beratender 

Stimme an. 

(3) 1Das Örtliche Rektorat gibt sich eine Geschäftsordnung nach § 27b Absatz 2 Satz 1 LHG. 
2Beschlüsse im Rahmen von Sitzungen sind nach § 27b Absatz 2 Satz 2 LHG mindestens nach 
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Maßgabe des § 93 LVwVfG zu dokumentieren.  

 

§ 24  Wahl, vorzeitige Beendigung und Abwahl von der Rektorin oder dem Rektor der Stu-

dienakademie 

Die Wahl der Rektorin oder des Rektors der Studienakademie erfolgt nach § 27a Absatz 3 LHG, die 

vorzeitige Beendigung nach 27a Absatz 4 Sätze 6 und 7 LHG in Verbindung mit § 18 Ab-

satz 4 Satz 1 LHG und die Abwahl nach § 27d LHG. 

 

§ 25  Dekanat 

(1) 1Das Dekanat leitet die Fakultät. 2Es ist für die Aufgaben gemäß § 23 Absatz 3 LHG zustän-

dig. 

(2) Dem Dekanat gehören an: 

1. die Dekanin oder der Dekan,  

2. die Prodekanin oder der Prodekan als Stellvertreterin oder Stellvertreter der Dekanin 

oder des Dekans und 

3. eine Studiendekanin oder ein Studiendekan, die oder der in dieser Funktion die Bezeich-

nung Prodekanin oder Prodekan führt sowie 

4. ab 40 und ab 60 Planstellen für Professorinnen und Professoren jeweils eine weitere 

Prodekanin oder ein weiterer Prodekan gemäß § 23 Absatz 1 Satz 3 LHG. 

(3) 1Abweichend von Absatz 2 Nummer 4 gehören dem Dekanat einer studienakademieüber-

greifenden Fakultät ab vier beteiligten Studienakademien eine weitere Prodekanin oder ein weiterer 

Prodekan an. 2Ab fünf beteiligten Studienakademien gehören dem Dekanat eine zweite weitere 

Prodekanin oder ein zweiter weiterer Prodekan an. 

 

§ 26  Dekanin oder Dekan 

(1) 1Die Dekanin oder der Dekan vertritt die Fakultät. 2Sie oder er ist Vorsitzende oder Vorsit-

zender des Dekanats und des Fakultätsrats. 3Ihr oder ihm obliegen die Aufgaben sowie Aufsichts- 

und Weisungsrechte gemäß § 24 Absätze 1 und 2 LHG. 4Die Amtszeit der Dekanin oder des De-

kans beträgt vier Jahre. 

(2) Die Wahl der Dekanin oder des Dekans erfolgt nach § 24 Absatz 3 Satz 1 LHG, die Abwahl 

nach § 24 Absatz 3 Satz 8 LHG und § 24a LHG. 

 

§ 27  Prodekaninnen oder Prodekane 

1Die Wahl der Prodekaninnen und Prodekane erfolgt nach § 24 Absatz 4 LHG. 2Die Amtszeit der 
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Prodekaninnen und Prodekane endet stets mit der Amtszeit der Dekanin oder des Dekans. 

 

§ 28  Fakultätsrat 

(1) Dem Fakultätsrat obliegen insbesondere die in § 25 Absatz 1 LHG genannten Zustimmungs-

rechte und Aufgaben.  

(2) 1Dem Fakultätsrat gehören stimmberechtigt an: 

1. kraft Amtes 

die Dekanin oder der Dekan, 

2. auf Grund von Wahlen  

a) sieben Vertreterinnen oder Vertretern der Gruppe der hauptberuflichen Hochschul-

lehrerinnen und Hochschullehrer,  

b) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der Akademischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 2 LHG, 

c) eine Vertreterin oder ein Vertreter der Gruppe der sonstigen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 5 LHG und 

d) drei Vertreterinnen oder Vertreter der Studierenden. 

2Die Anzahl der Mitglieder gemäß Satz 1 Nummer 2 erhöht sich ab 30, 40, 50 und 60 Planstellen 

für Professorinnen und Professoren für die Vertreterinnen und Vertreter nach Satz 1 Num-

mer 2 Buchstabe a um jeweils zwei Sitze und für die Vertreterinnen und Vertreter nach Satz 1 Num-

mer 2 Buchstabe d um jeweils einen Sitz. 3Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter nach 

Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b erhöht sich ab 30 und 50 Planstellen für Professorinnen und Profes-

soren um jeweils einen Sitz. 4Die Anzahl der Vertreterinnen und Vertreter nach Satz 1 Num-

mer 2 Buchstabe c erhöht sich ab 40 und 60 Planstellen für Professorinnen und Professoren um 

jeweils einen Sitz.  

(3) 1Dem Fakultätsrat gehören zudem kraft Amtes mit beratender Stimme die weiteren Mitglie-

der des Dekanats und die Gleichstellungsbeauftragte an. 2Die hauptberuflichen Hochschullehrerin-

nen und Hochschullehrer der Fakultät können an den Sitzungen des Fakultätsrats beratend teilneh-

men. 

(4) 1Der neu gewählten Fakultätsrat entscheidet in seiner konstituierenden Sitzung über die Ein-

richtung eines Großen Fakultätsrats. 2Dem Großen Fakultätsrat obliegen die Zustimmungsrechte 

und Aufgaben des Fakultätsrats. 3Dem Großen Fakultätsrat gehören an: 

1. kraft Amtes 

a) die Dekanin oder der Dekan und  

b) mit beratender Stimme die Gleichstellungsbeauftragte, sofern sie nicht der Gruppe 

nach Nummer 2 angehört, sowie 
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2. ohne Wahl 

alle hauptberuflichen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer der Fakultät und 

3. auf Grund von Wahlen  

a) sechs Studierende, 

b) zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der Akademischen Mitarbeiterinnen 

und Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 2 LHG und 

c) zwei Vertreterinnen oder Vertreter der Gruppe der sonstigen Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter nach § 10 Absatz 1 Satz 2 Halbsatz 1 Nummer 5 LHG. 

4Sollte die Zahl der Vertreterinnen und Vertreter gemäß Satz 3 Nummer 3 aufgrund der Größe der 

Fakultät kleiner sein als im gewählten Fakultätsrat gemäß Absatz 2, so erhöht sich die Zahl der 

gewählten Mitglieder der Studierenden und der Vertreterinnen und Vertreter der Gruppe der Aka-

demischen und sonstigen Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Großen Fakultätsrat auf die in Ab-

satz 2 genannte Anzahl. 

5Die Einrichtung des Großen Fakultätsrats gilt für die Dauer der laufenden Amtszeit.  

(5) Die Amtszeit der Mitglieder nach Absatz 2 Satz 1 Nummer 2 Buchstabe b und Ab-

satz 4 Satz 3 Nummer 3 Buchstabe b beträgt zwei Jahre. 

 

§ 29  Studiendekaninnen und Studiendekane 

(1) 1Der Fakultätsrat wählt aus den der Fakultät angehörenden hauptberuflichen Professorinnen 

und Professoren so viele Studiendekaninnen oder Studiendekane je Fakultät, wie überörtlich Stu-

dienkommissionen der Fakultätsart für die Studiengänge der Fakultät eingerichtet sind. 2Die Amts-

zeit beträgt vier Jahre. 3Die Amtszeit endet stets mit der Amtszeit der Dekanin oder des Dekans.  

(2) Soweit mehr als eine Studiendekanin oder ein Studiendekan zu wählen ist, wird bei deren 

Wahl zugleich bestimmt, welche Studiendekanin oder welcher Studiendekan Mitglied des Dekanats 

ist. 

(3) 1Zum Geschäftsbereich der Studiendekanin oder des Studiendekans gehören die mit Lehre 

und Studium zusammenhängenden Aufgaben, die ihr oder ihm zur ständigen Wahrnehmung über-

tragen sind. 2Ihr oder ihm obliegen insbesondere die in § 26 Absatz 4 LHG sowie die in § 48 Ab-

satz 3 Satz 7 LHG genannten Aufgaben. 

 

§ 30  Wahl der Leiterinnen oder Leiter von Außenstellen  

(1) Die Leiterin oder der Leiter einer Außenstelle ist aus den der Studienakademie angehörigen 

Professorinnen und Professoren zu wählen. 

(2) 1Das Präsidium der DHBW stellt im Einvernehmen mit der Rektorin oder dem Rektor der 

Studienakademie und nach Anhörung der Gleichstellungsbeauftragten sowie unter Zustimmung der 
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an der Außenstelle vertretenen Fakultätsräte einen Wahlvorschlag mit bis zu drei geeigneten Kan-

didatinnen oder Kandidaten auf. 3Der Örtliche Hochschulrat wählt auf der Grundlage dieses Wahl-

vorschlages eine oder einen der dort genannten Kandidatinnen und Kandidaten. 

(3) Die Amtszeit der Leiterin oder des Leiters einer Außenstelle beträgt sechs Jahre. 

 

§ 31  Örtlicher Hochschulrat 

1Dem Örtlichen Hochschulrat obliegen die Aufgaben nach § 27c Absatz 1 Satz 2 LHG. 2Die Mitglie-

der des Örtlichen Hochschulrats sind in § 27c Absatz 2 LHG geregelt. 

 

 

IV.  HOCHSCHULEINRICHTUNGEN UND ZENTRALE EINHEITEN 

§ 32  Aufgaben des DHBW CAS 

1Als zentrale Einheit der DHBW nach § 27a Absatz 7 LHG in Verbindung mit § 15 Absatz 8 LHG mit 

Sitz in Heilbronn entwickelt, koordiniert und organisiert das DHBW CAS die weiterbildenden, be-

rufsintegrierenden dualen Masterstudiengänge sowie sonstige externe und interne Weiterbildungs-

angebote der DHBW. 2Das DHBW CAS führt Lehrveranstaltungen durch und entwickelt neue Stu-

dienangebote nach Satz 1 einschließlich Kontaktstudien. 3Es übernimmt Aufgaben im Bereich der 

kooperativen Forschung und führt Studieneingangsprüfungen und Assessments durch. 

 

§ 33  Organisation des DHBW CAS 

1Das DHBW CAS gliedert sich in folgende Fachbereiche:  

1. Wirtschaft,  

2. Technik und Informatik, 

3.  Sozialwesen und  

4.  Gesundheit. 

2Die Leitung der Fachbereiche obliegt den Fachbereichsleiterinnen und Fachbereichsleitern. 3Die 

Leitung der Fachbereiche Sozialwesen und Gesundheit obliegt einer gemeinsamen Fachbereichs-

leitung. 4Sie können die Bezeichnung „Dekanin“ oder „Dekan“ führen; sie sind nicht Dekane im 

Sinne des § 24 LHG.  

 

§ 34  Leitung des DHBW CAS 

(1) 1Für das DHBW CAS wird eine Leiterin oder ein Leiter bestellt. 2Diese oder dieser kann die 
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Bezeichnung „Direktorin des DHBW CAS“ oder „Direktor des DHBW CAS“ führen. 3Sie oder er ver-

tritt das Präsidium der DHBW im DHBW CAS.  

(2) 1Die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS entscheidet nach Maßgabe dieser Grundord-

nung und den Vorgaben des Präsidiums der DHBW über alle Angelegenheiten des DHBW CAS. 
2Sie oder er ist gegenüber dem Präsidium der DHBW für die wirtschaftliche Verwendung der dem 

DHBW CAS zugewiesenen Mittel verantwortlich und unterrichtet das Präsidium der DHBW regel-

mäßig über alle wichtigen Angelegenheiten, bei besonderen Anlässen unverzüglich. 

(3) 1Das Präsidium der DHBW schreibt die Stelle der Leiterin oder des Leiters der zentralen 

Einrichtung DHBW CAS im Benehmen mit der oder dem Vorsitzenden des Hochschulrats öffentlich 

aus und macht dem Hochschulrat, der die Leiterin oder den Leiter des DHBW CAS zu wählen hat, 

nach Anhörung des Senats einen Wahlvorschlag mit bis zu drei Namen. 2Der Wahlvorschlag bedarf 

des Einvernehmens des Wissenschaftsministeriums. 3Zur Vorbereitung der Wahl setzt die Präsi-

dentin oder der Präsident der DHBW eine Findungskommission ein, deren Vorsitz sie oder er inne-

hat. 

4Dieser gehören an: 

1. die Präsidentin oder der Präsident, 

2. ein weiteres Präsidiumsmitglied, das von der Präsidentin oder von dem Präsidenten be-

nannt wird, 

3. die oder der Vorsitzende des DHBW CAS-Rats,  

4. eine Rektorin oder ein Rektor der Studienakademie, die oder der auch Mitglied des 

DHBW CAS-Rats ist und in einer Präsidiumssitzung benannt wird, 

5. eine Studierende oder ein Studierender, die oder der auch Mitglied des 

DHBW CAS-Rats ist und in einer Präsidiumssitzung benannt wird, 

6. zwei Senatsmitglieder, die auch Mitglieder des DHBW CAS-Rats sein sollen, die vom 

Senat bestimmt werden, 

7. ein Hochschulratsmitglied, das aus dessen Mitte bestimmt wird,  

8. die Gleichstellungsbeauftragte und 

9. beratend eine Vertreterin oder ein Vertreter des Wissenschaftsministeriums. 

5Bewerberinnen und Bewerber sind von der Mitwirkung am Verfahren in den Organen und Gremien 

der DHBW ausgeschlossen. 

(4) 1Das Präsidium der DHBW schreibt die Stelle einer Fachbereichsleiterin oder eines Fachbe-

reichsleiters des DHBW CAS im Benehmen mit der Leiterin oder dem Leiter des DHBW CAS öffent-

lich aus und macht dem zuständigen Überörtlichen Fakultätsrat nach Anhörung des Senats einen 

Wahlvorschlag mit bis zu drei Namen. 2Zuständig ist der Überörtliche Fakultätsrat, der dem Fach-

bereich am DHBW CAS entspricht. 3Für die zwei Fachbereiche Sozialwesen und Gesundheit nach 
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§ 33 Satz 1 Nummern 3 und 4 wählen beide zuständigen Überörtlichen Fakultätsräte in einer ge-

meinsamen Sitzung unter der Leitung eines vom Präsidium bestimmten hauptamtlichen Präsidiums-

mitglieds eine gemeinsame Fachbereichsleitung. 4Gemäß Satz 3 ist gewählt, wer die erforderliche 

Mehrheit in jedem Überörtlichen Fakultätsrat erreicht. 5Der Wahlvorschlag bedarf des Einverneh-

mens der Leiterin oder des Leiters des DHBW CAS. 6Bewerberinnen und Bewerber sind von der 

Mitwirkung am Verfahren in den Organen und Gremien der DHBW ausgeschlossen. 

(5) 1Die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS sowie die Fachbereichsleiterinnen und Fach-

bereichsleiter sind Beamtinnen oder Beamte auf Zeit, soweit nicht durch Vertrag ein befristetes 

Dienstverhältnis begründet wird. 2Die Amtszeit der Leiterin oder des Leiters des DHBW CAS sowie 

der Fachbereichsleiterinnen und Fachbereichsleiter des DHBW CAS beträgt jeweils sechs Jahre. 
3Das Nähere dazu regelt § 27a Absatz 7 Sätze 11 und 12 LHG. 

(6) 1Das DHBW CAS hat eine örtliche Leiterin oder einen örtlichen Leiter der Verwaltung des 

DHBW CAS. 2Für sie oder ihn gilt § 27a Absatz 6 LHG entsprechend. 

(7) 1Für jeden Masterstudiengang des DHBW CAS wird eine Hochschullehrerin oder ein Hoch-

schullehrer als Wissenschaftliche Leiterin oder Wissenschaftlicher Leiter bestellt. 2Die Bestellung 

erfolgt nach hochschulinterner Veröffentlichung auf Vorschlag der Leiterin oder des Leiters des 

DHBW CAS mit Zustimmung des Senats durch die Leiterin oder den Leiter des DHBW CAS für die 

Dauer von in der Regel drei Jahren. 3Das Nähere regelt die Satzung zur Regelung von Aufgaben-

übertragungen an Hochschullehrerinnen und Hochschullehrer im Bereich des DHBW-Masters. 

 

§ 35  DHBW CAS-Rat  

(1) 1Dem DHBW CAS-Rat obliegen folgende Aufgaben: 

1. Vorschläge für die Einrichtung, Änderung oder Aufhebung von weiterbildenden, berufs-

integrierenden dualen Masterstudiengängen sowie sonstigen externen und internen 

Weiterbildungsangeboten der DHBW,  

2. die Beratung der Leiterin oder des Leiters des DHBW CAS hinsichtlich der Inhalte der 

Studiencurricula des DHBW CAS sowie der zugehörigen Prüfungsordnungen innerhalb 

des von den zentralen Organen vorgegebenen Rahmens, 

3. Vorschläge zur Ausgestaltung der Zusammenarbeit zwischen dem DHBW CAS und den 

Dualen Partnern, insbesondere: 

a) Koordinierung der Integration von Studium und Praxis, 

b) Maßnahmen zur Gewinnung von Dualen Partnern und 

c) Entwicklung von Leitlinien für die Zulassung von Dualen Partnern, 

4. Empfehlungen zu didaktischen Grundsätzen, insbesondere zur Integration von Theorie 

und Praxis, 
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5. Empfehlungen zur Ausgestaltung der kooperativen Forschung im Rahmen des Master-

studiums, 

6. Beratung hinsichtlich hochschulübergreifender Kooperationen im Rahmen des Master-

studiums und 

7. Vorschläge für die Ernennung von Ehrensenatorinnen und Ehrensenatoren. 

2Die Einrichtung, Änderung oder Aufhebung von weiterbildenden, berufsintegrierenden dualen Mas-

terstudiengängen sowie sonstigen externen und internen Weiterbildungsangeboten der DHBW er-

folgt im Benehmen mit dem DHBW CAS-Rat. 

(2) 1Dem DHBW CAS-Rat gehören folgende Mitglieder an: 

1. die Leiterin oder der Leiter des DHBW CAS, 

2. die Fachbereichsleiterinnen und Fachbereichsleiter, 

3. die Verwaltungsdirektorin oder der Verwaltungsdirektor des DHBW CAS, 

4. die Gleichstellungsbeauftragte,  

5. drei Rektorinnen oder Rektoren der Studienakademien, die aus deren Mitte zu wählen 

sind, 

6. je Fakultätsart eine wissenschaftliche Leiterin oder einen wissenschaftlichen Leiter des 

DHBW CAS, die aus deren Mitte nach Gruppen zu wählen sind, 

7. je Fakultätsart eine Hochschullehrerin oder ein Hochschullehrer der DHBW, 

8. eine Akademische Mitarbeiterin oder ein Akademischer Mitarbeiter, 

9. eine sonstige Mitarbeiterin oder ein sonstiger Mitarbeiter, 

10. je Fakultätsart je zwei Vertreterinnen oder Vertreter der beteiligten Dualen Partner, 

11. je Fakultätsart eine Vertreterin oder ein Vertreter der Studierenden am DHBW CAS, die 

oder der von der Studierendenvertretung des DHBW CAS zu wählen ist. 

2Die Mitglieder nach Satz 1 Nummern 7, 8 und 9 sind vom Senat zu wählen. 3Die Mitglieder nach 

Satz 1 Nummer 10 sind von den beteiligten Dualen Partnern zu wählen. 

 

§ 36  Studierende des DHBW CAS und DHBW CAS Studienkommission 

(1) Die in den vom DHBW CAS durchgeführten Studiengängen immatrikulierten Studierenden 

sind Mitglieder des DHBW CAS. Sie nehmen ihre Mitgliedschaftsrechte im DHBW CAS-Rat, in der 

Kommission für Qualitätssicherung, in den Überörtlichen Fakultätsräten, den Studienkommissionen 

und den zentralen Gremien der DHBW wahr.  

(2) Zuständig für die Durchführung des Zulassungs-, Immatrikulations- und Exmatrikulationsver-

fahrens für Studierende des DHBW CAS ist das DHBW CAS. 
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(3) DHBW CAS Studienkommissionen im Sinne des § 15 Absatz 8 Satz 7 Halbsatz 2 LHG sind 

die von den Überörtlichen Fakultätsräten eingerichteten Studienkommissionen und für Fragen der 

Qualitätssicherung die Kommission für Qualitätssicherung. 

(4) 1Am DHBW CAS wird eine Studierendenvertretung des DHBW CAS gebildet. 2Das Weitere 

regelt die Organisationssatzung der Verfassten Studierendenschaft der DHBW. 

 

§ 37  Zuständigkeiten hinsichtlich der Angelegenheiten des DHBW CAS 

(1) Dem Präsidium der DHBW obliegt gemäß § 15 Absatz 8 Satz 5 LHG die Aufgabe der Be-

stimmung der Lehraufgaben nach § 23 Absatz 3 Satz 2 LHG. 

(2) Dem Senat obliegen folgende Aufgaben: 

1. die Anhörung zur Bestimmung der Lehraufgaben durch das Präsidium der DHBW 

nach Absatz 1 gemäß § 15 Absatz 8 Satz 5 LHG und § 23 Absatz 3 Satz 2 LHG,  

2. Grundsatzfragen des Lehr- und Studienbetriebs des DHBW CAS im Rahmen der gel-

tenden Ausbildungs- und Prüfungsvorschriften,  

3. die Koordinierung der Arbeit der Fachbereiche und 

4. die Mitwirkung bei der Planung der weiteren Entwicklung des DHBW CAS. 

(3) Den Fachbereichsleiterinnen und Fachbereichsleitern obliegen folgende Aufgaben: 

1. die Leitung der Fachbereiche gemäß § 33 Satz 2,  

2. die Aufgaben der Dekanin oder des Dekans nach § 15 Absatz 8 Satz 5 LHG in Verbin-

dung mit § 24 Absatz 2 LHG und 

3. die Aufgaben der Studiendekanin oder des Studiendekans nach  

§ 15 Absatz 8 Satz 5 LHG in Verbindung mit § 26 Absatz 4 LHG. 

 

 

V.  BERUFUNG 

§ 38 Berufungsverfahren 

(1) 1Die Berufungskommission stellt einen Berufungsvorschlag auf, der drei Namen enthalten 

soll. 2Die Präsidentin oder der Präsident kann in begründeten Fällen von dem Berufungsvorschlag 

abweichen. 

(2) 1Der Berufungsvorschlag der Berufungskommission bedarf nach § 48 Absatz 3 Satz 9 LHG 

der Zustimmung des Fakultätsrats und der Stellungnahme des Senats. 2Sofern der Fakultätsrat den 

Berufungsvorschlag an die Berufungskommission zurückverweist, hat diese erneut zu beschließen. 
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(3) Die Studiendekanin oder der Studiendekan hat zu den Fähigkeiten und Erfahrungen der Be-

werberinnen und Bewerber in der Lehre Stellung zu nehmen.  

(4) 1Zu den Aufgaben der Berufungskommission gehört die aktive Gewinnung von Bewerberin-

nen. 2Auf die Pflichten nach Satz 1 ist in geeigneter Weise hinzuweisen. 

(5) Die Berufungskommission kann zur Vorbereitung ihrer Beschlussfassung über den Beru-

fungsvorschlag Gutachten von hauptberuflich tätigen Hochschullehrerinnen und Hochschullehrern 

anderer Studienakademien oder anderer Hochschulen oder vergleichbarer wissenschaftlicher Ein-

richtungen einholen. 

(6) 1Die einzelnen Mitglieder der Berufungskommission können ein Sondervotum abgeben, das 

dem Berufungsvorschlag anzufügen ist. 2Sondervoten von Mitgliedern des Fakultätsrats zur Ent-

scheidung des Fakultätsrats über die Zustimmung zum Berufungsvorschlag sind der Berufungs-

kommission sowie den übrigen beteiligten Gremien und Organen zur Kenntnis zu bringen. 

 

 

VI.  BEAUFTRAGTE   

§ 39  Gleichstellung 

(1) 1Der Senat wählt in der Regel aus dem Kreis des an der DHBW hauptberuflich tätigen weib-

lichen wissenschaftlichen Personals eine Gleichstellungsbeauftragte sowie neun Stellvertreterinnen 

als örtliche Gleichstellungsbeauftragte, welche jeweils an der Studienakademie tätig sein sollen, die 

sie vertreten. 2Die Gleichstellungsbeauftragte legt fest, durch welche ihrer Stellvertreterinnen sie 

sich allgemein und im Einzelfall vertreten lässt. 3Sie legt die Reihenfolge ihrer Stellvertretung fest 

und kann ihren Stellvertreterinnen bestimmte Geschäftsbereiche übertragen. 

(2) 1An jeder Studienakademie bestellt die örtliche Gleichstellungsbeauftragte ihre Stellvertrete-

rinnen im Benehmen mit dem Örtlichen Rektorat. 2Zur stellvertretenden örtlichen Gleichstellungs-

beauftragten kann auch die Gleichstellungsbeauftragte bestellt werden. 3Die örtliche Gleichstel-

lungsbeauftragte legt fest, durch welche ihrer Stellvertreterinnen sie sich allgemein und im Einzelfall 

vertreten lässt. 4Sie legt die Reihenfolge ihrer Stellvertretung fest und kann ihren Stellvertreterinnen 

bestimmte Geschäftsbereiche übertragen. 

(3) Die Gleichstellungsbeauftragte hat bei Stellenbesetzungen des wissenschaftlichen Perso-

nals gemäß § 4 Absatz 5 Satz 1 LHG das Recht auf frühzeitige Beteiligung an Stellenausschreibun-

gen, auf Einsicht in Bewerbungsunterlagen sowie auf Teilnahme an Bewerbungs- und Personalaus-

wahlgesprächen. 

(4) 1§ 4 Absatz 3 Satz 3 LHG findet mit der Maßgabe Anwendung, dass die örtliche Gleichstel-

lungsbeauftragte der Rektorin oder dem Rektor der Studienakademie unmittelbar zugeordnet ist 

und ihr oder ihm gegenüber ein unmittelbares Vortragsrecht hat. 2§ 4 Absatz 3 Satz 9 LHG findet 

mit der Maßgabe Anwendung, dass die örtliche Gleichstellungsbeauftragte den Fakultätsräten der 
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Studienakademie einen jährlichen Bericht zu erstatten und das Recht hat, dem Örtlichen Hochschul-

rat jährlich über ihre Arbeit zu berichten. 3Die örtliche Gleichstellungbeauftragte tritt für den Fakul-

tätsrat an die Stelle der Gleichstellungsbeauftragten. 4Der örtlichen Gleichstellungsbeauftragten 

steht das Recht zur Beanstandung einer an einer Studienakademie getroffenen Maßnahme nach 

§ 4 Absatz 3 Satz 6 LHG mit der Maßgabe zu, dass die in § 4 Absatz 3 Sätze 6 bis 8 LHG genann-

ten Rechte und Pflichten des Präsidiums der DHBW von der Rektorin oder dem Rektor der Studi-

enakademie wahrgenommen werden. 

(5) 1Die Amtszeit der Gleichstellungsbeauftragten sowie der örtlichen Gleichstellungsbeauftrag-

ten und ihrer Stellvertreterinnen beträgt vier Jahre. 2Mit dem Ende der Amtszeit der Gleichstellungs-

beauftragten endet auch die Amtszeit der örtlichen Gleichstellungsbeauftragten und ihrer Stellver-

treterinnen. 

 

§ 40  Ansprechperson für Fragen im Zusammenhang mit sexueller Belästigung 

1Das Präsidium der DHBW bestellt für eine Amtszeit von vier Jahren für ihre Mitglieder und Ange-

hörigen jeweils eine weibliche und eine männliche Ansprechperson für Fragen im Zusammenhang 

mit sexueller Belästigung; diese sind in dieser Funktion nicht an Weisungen gebunden. 2Sie wirken 

unbeschadet der Verantwortlichkeit von Organen und Gremien der DHBW darauf hin, dass Mitglie-

der und Angehörige der DHBW vor sexueller Belästigung geschützt werden. 3Es gilt § 12 Ab-

satz 4 LHG. 4Die DHBW trifft Regelungen zum weiteren Verfahren. 

 

§ 41  Ansprechperson für Antidiskriminierung 

1Das Präsidium der DHBW bestellt für eine Amtszeit von vier Jahren für ihre Mitglieder und Ange-

hörigen eine Ansprechperson für Antidiskriminierung; diese ist in dieser Funktion nicht an Weisun-

gen gebunden. 2Sie wirkt unbeschadet der Verantwortlichkeit von Organen und Gremien der DHBW 

darauf hin, dass Mitglieder und Angehörige der DHBW vor Diskriminierungen aus rassistischen so-

wie antisemitischen Gründen, wegen der ethnischen Herkunft oder der religiösen und weltanschau-

lichen Identität geschützt werden. 3Es gilt § 12 Absatz 4 LHG. 4Die DHBW trifft Regelungen zum 

weiteren Verfahren.  

 

§ 42  Beauftragte oder Beauftragter für Studierende mit Behinderungen oder chronischen 

Erkrankungen 

1Das Präsidium der DHBW bestellt für eine Amtszeit von vier Jahren eine Beauftragte oder einen 

Beauftragten für Studierende mit Behinderungen oder chronischen Erkrankungen und eine Stellver-

tretung. 2Die oder der Beauftragte berät Studierende mit Behinderungen oder chronischen Erkran-

kungen in allen studienrelevanten Fragen. 3Der Senat und das Präsidium der DHBW kann die Be-

hindertenbeauftragte oder den Behindertenbeauftragten um Stellungnahme in Bezug zu ihren oder 

seinen Aufgaben bitten.  4Es gilt § 12 Absatz 4 LHG. 
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VII.  SONSTIGES 

§ 43  Ehrungen 

(1) Das Präsidium der DHBW kann auf Vorschlag des Hochschulrats, des Örtlichen Hochschul-

rats der Studienakademie oder des DHBW CAS-Rats Persönlichkeiten, die sich um die DHBW in 

besonderer Weise verdient gemacht haben und mit ihr eng verbunden sind, die Würde einer Eh-

rensenatorin oder eines Ehrensenators verleihen. 

(2) Die Präsidentin oder der Präsident kann Persönlichkeiten, die sich um die DHBW verdient 

gemacht haben, die Hochschulmedaille verleihen. 

(3) Die Rektorin oder der Rektor der Studienakademie und die Leiterin oder der Leiter des 

DHBW CAS können mit der Ehrennadel besonders verdiente Mitglieder und Angehörige der Studi-

enakademie auszeichnen. 

(4) 1Die DHBW kann Honorarprofessorinnen und Honorarprofessoren nach Maßgabe des 

§ 55 LHG bestellen. 2Das Nähere zu deren Bestellung und Widerruf regelt die DHBW durch Sat-

zung. 

 

 

VII.  SCHLUSSBESTIMMUNGEN 

§ 44  Inkrafttreten und Übergangsregelungen  

(1) Inkrafttreten 

1. Diese Grundordnung wird in den Amtlichen Bekanntmachungen der Dualen Hochschule 

Baden-Württemberg bekannt gemacht.  

2. Sie tritt am Tag nach ihrer Bekanntmachung in Kraft.  

3. Gleichzeitig tritt die Grundordnung der Dualen Hochschule Baden-Württemberg vom 

13. März 2015 in der Fassung vom 7. März 2024 (Amtliche Bekanntmachung 

Nr. 02/2024 vom 7. März 2024) außer Kraft, soweit in Absatz 2 nichts Abweichendes 

geregelt ist.  

(2) Fortgeltung bisheriger Regelungen 

1. Bis zum 30. September 2027 gelten folgende Vorschriften der in Absatz 1 Nummer 3 

genannten Grundordnung fort:  

a) § 2, 

b) § 8,  

c) § 9,  

d) § 12, 
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e) § 13,  

f) § 17, 

g) § 17 a, 

h) § 18,  

i) § 19, 

j) § 20, 

k) § 23 Absätze 2 und 6, 

l) § 25,  

m) § 27 Absatz 3, 

n) § 28, 

o) § 29 und 

p) § 30. 

2. Die nach Nummer 1 fortgeltenden Vorschriften treten mit Ablauf des 30. Septem-

ber 2027 außer Kraft.  

(3) Fakultäten und Fakultäts- und Fachbereichsstruktur 

1. Die erstmalige Gründung der Fakultäten der DHBW erfolgt durch diese Grundordnung 

auf Grundlage von § 22 Absatz 2 LHG.  

2. Die in dieser Grundordnung vorgesehene Fakultätsstruktur und die neue Fachbereichs-

struktur am DHBW CAS gelten ab dem 1. Oktober 2027. 

(4) Wahlen und Konstituierung 

1. Die nach § 77 Absatz 2 LHG bis zum 30. September 2027 erforderlichen Wahlen von 

Organen, Gremien sowie Amtsträgerinnen und Amtsträgern finden auf Grundlage dieser 

Grundordnung statt.  

2. Konstituierende Sitzungen neu gewählter Gremien zur Wahl von Vorsitzenden sowie 

von Amtsträgerinnen und Amtsträgern können bereits vor Beginn der jeweiligen Amts-

zeit stattfinden, soweit dies zur Sicherstellung der Funktionsfähigkeit der DHBW ab Be-

ginn der neuen Amtsperiode erforderlich ist.  

3. Absatz 2 bleibt unberührt.  

(5) Gleichstellungsbeauftragte 

1. Die Amtszeiten der bei Inkrafttreten dieser Grundordnung amtierenden Gleichstellungs-

beauftragten, örtlichen Gleichstellungsbeauftragten sowie ihrer Stellvertreterinnen en-

den mit Ablauf des 30. September 2027.  
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2. Die nach § 39 Absatz 1 erforderlichen Wahlen sind durch den amtierenden Senat recht-

zeitig nach Bekanntmachung dieser Grundordnung und spätestens bis zum 30. Septem-

ber 2027 durchzuführen. 

3.  Die Bestellung der Stellvertreterinnen der örtlichen Gleichstellungsbeauftragten erfolgt 

nach § 39 Absatz 2 im Anschluss an die Wahlen nach Nummer 2 im Benehmen mit der 

jeweiligen Rektorin oder dem jeweiligen Rektor der Studienakademie. 

 

 

 

Stuttgart, den 1. Oktober 2026 

 

 

 

Prof. Dr. Martina Klärle 

Präsidentin 




